
Bundessozialgericht

— 42 RK 5/78 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter: ........ ...... ................

g e g e n

...!.u...-......oooounooooo ........ O......oooooooco■o.

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 42. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 8. März 4979 für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 40. November 4977 auf—

gehoben.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozialge—

richts Speyer — Zweigstelle Mainz — vom 5. März 4977
wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten

auch des Berufungs— und des Revisionsverfahrens nicht zu
erstatten.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger berechtigt

ist, nach Art 2 5 49a Abs 2 des Angestelltenversicherungs-

Neuregelungsgesetzes (AnVNG) freiwillig Beiträge in höheren

Beitragsklassen für Zeiten nachzuentrichten, für die er be—

reits freiwillige Beiträge nachentrichtet hat.

Der am 14. Dezember 1950 geborene Kläger war früher in der

Arbeiterrentenversicherung und in der
Angestelltenversiche—

rung pflichtversichert. Seit 1960 ist er selbständiger

Metzgermeister. Seinem Antrag vom Dezember 1974, die Nach—

entrichtung von Beiträgen für 1970 bis 1975 in der Klasse

800 (monatlich 144,—— DM) zuzulassen, gab die Beklagte mit

Bescheid vom 15. April 1975 statt,und zwar für die Jahre

1970 und 1971 nach Art 2 5 49a Abs 2 AnVNG und für die

Jahre 1972 und 1975 nach 5 140 Abs 1 des Angestelltenver—
sicherungsgesetzes (AVG). Am 8. September 1975 beantragte
der Kläger, für die Jahre 1970 bis 1975 eine höhere Nach—

entrichtung in den Beitragsklassen 1800, 2000 und 2200
sowie für die Jahre 1960 bis 1969 die Nachentrichtung in

den Beitragsklassen 800, 1000, 1200, 1400 und 1600 zum
Gesamtbetrag von 40.176,—— DM zuzulassen. Die Beklagte

ließ die Nachentrichtung für die Zeit von November 1960

bis Dezember 1969 in der Beitragsklasse 800 nach Art 2

5 49a Abs 2 AnVNG zu, lehnte jedoch eine höhere Nachent—
richtung für 1970 bis 1975 mit der Begründung ab, eine

Aufstockung bereits entrichteter Beiträge sei nicht zu-
lässig (Bescheid vom 15. November 1975). Widerspruch des

Klägers und Klage blieben erfolglos (Widerspruchsbescheid

vom 20. Februar 1976, Urteil des Sozialgerichts —SG—vom
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5. März 1977). Auf die Berufung des Klägers hat das Landes—

sozialgericht (LSG) das Urteil des SG und den Bescheid der
Beklagten vom 15. November 1975 in der Gestalt des Wider—

spruchsbescheides vom 20. Februar 1976 aufgehoben und die Be—

klagte verurteilt, die vom Kläger am 8. September 1975 bean—

tragte Beitragsnachentrichtung uneingeschränkt zuzulassen (Ur—

teil vom 10. November 1977). Zur Begründung hat das LSG im we—
sentlichen ausgeführtz Nach 5 129 Abs 2 Satz 1 AVG könne für

jeden Kalendermonat nur ein Beitrag entrichtet werden. Das be—

deute, daß ein einmal gewählter und geleisteter freiwilliger

Beitrag unabänderlich feststehe. Die vom Bundessozialgericht

(BSG) zu den Nachentrichtungsmöglichkeiten nach Art 2 5 50 AnVNG,

Art 2 5 52 des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(ArVNG), Art X des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes—

entschädigungsgesetzes (BEG—Schlußgesetz) und zu 5 140 Abs 1ANG
entschiedenen Fälle, enthielten keine Besonderheiten gegenüber

dem allgemeinen Beitragsrecht, so daß es richtig sei, dort,

wie bei den üblichen Beitragsnachentrichtungen eine Erhöhung
bereits geleisteter Beiträge im Wege der Aufstockung oder der

zusätzlichen Beitragsleistung auszuschließen. Bei der Beitrags—
nachentrichtung nach Art 2 5 49a AnVNG bestünden jedoch Beson—

derheiten und damit Abweichungen vom üblichen Beitragsrecht

darin, daß diese Nachentrichtung nur auf einen bis zum Ablauf
einer bestimmten Frist zu stellenden Antrag hin zugelassen wer—
den konnte. Bei den ohne Antrag möglichen Nachentrichtungen sei

es aus Gründen der Rechtssicherheit und aus dem Wesen einer

Versicherung insbesondere deshalb verboten, das Versicherungs—

risiko und damit das Versicherungsverhältnis nachträglich zu
ändern, weil diese Beitragsleistungen an keine Frist gebunden

seien. Die Nachentrichtung nach Art 2 5 49a AnVNG sei dagegen

nur in der Zeit vom Inkrafttreten der Regelung am 19. Oktober

1972 bis zum 51. Dezember 1975 möglich gewesen. Es handele

sich dabei um eine materiell-rechtliche Ausschlußfrist, da die

Einhaltung dieser Frist zu den weiteren Voraussetzungen des

Anspruchs auf Beitragsnachentrichtung gehöre. Bei einem der—

artigen zeitlich begrenzten Anspruch habe die Ausschlußfrist
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ein solches Gewicht, daß alle nicht in oder erkennbar im Zu—

sammenhang mit der Sondervorschrift geregelten anderen Aus—

schlußgründe ausscheiden. Eine dahingehende Regelung enthal—

te Art 2 5 49a Abs 2 AnVNG nur insoweit, als die Nachentrich—

tung für Zeiten vom 4. Januar 4956 bis 54. Dezember 4973 un—

zulässig sei, soweit sie bereits mit Beiträgen belegt seien.

Eine weitere Einschränkung bestehe nicht. Die allgemeine

Regelung des 5 429 Abs 2 AVG, aus der das Verbot der nach—

träglichen Erhöhung bereits geleisteter Beiträge zu folgern

i, habe somit keine Bedeutung. Wie grundsätzlich bei

a len zeitlich begrenzten Rechten könne auch der zur Bei—

tragsnachentrichtung nach Art 2 5 49a AnVNG Berechtigte sein

Recht bis zum letzten Tag der Ausschlußfrist voll aus—
schöpfen. Deshalb habe er dieses Recht noch nicht dadurch

verloren, daß er bereits teilweise von ihm Gebrauch gemacht

habe. Er habe es vielmehr ungeachtet einer zwischenzeitlich

auf den Antrag bereits ergangenen Verwaltungsentscheidung

noch bis zum Ablauf der Ausschlußfrist behalten. Die Frist

des 5 440 Abs 4 AVG sei mit der Ausschlußfrist des Art 2
5 49a AnVNGnicht vergleichbar. Dort bestehe beständig
fortlaufend für jeweils zwei Jahre ein Recht auf Beitrags—

nachentrichtung._Es handele sich damit auch um keine

materiell-rechtliche Ausschlußfrist, sondern lediglich um
eine zeitlich festgelegte Verteilung von nachträglich ent—

richteten Beiträgen. Im übrigen könne der Versicherte in
diesen Fällen niedrige nachentrichtete Beiträge durch ent-

sprechend höhere laufende Beiträge ausgleichen.

S e

"|
.L

Mit ihrer — vom LSG zugelassenen — Revision rügt die Be—

klagte eine Verletzung des Art 2 % 49a Abs 2 und } AnVNG

und des 5 429 Abs 2 AVG. Sie ist der Auffassung, daß
Art 2 5 49a AnVNG die Grundnorm für die Nachentrichtung

— 5 440 AVG — weder außer Kraft setze noch deren Wirkung

beschränke. Eine Sonderstellung gegenüber anderen außer—

ordentlichen Nachentrichtungsvorschriften lasse sich aus
der Systematik des Gesetzes nicht herleiten. Das Antrags—
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erfordernis gelte auch in anderen derartigen Vorschriften,

einige enthielten auch eine vergleichbare Ausschlußfrist. Die

Gesetzessystematik lege - im Gegensatz zur Auffassung des LSG —
den umgekehrten Schluß nahe, daß die allgemein gültigen Vor—

schriften für die freiwillige Beitragsentrichtung und somit

auch 5 129 Abs 2 AVG für die außerordentliche Nachentrichtung

des Art 2 5 49a AnVNG gelten, da durch diese Sonderregelung
allein die zeitliche Begrenzung der Nachentrichtungsmöglich-

keit in 5 440 Abs 4 AVG eine Modifizierung erfahren habe.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Be—

rufung des Klägers gegen das Urteil des

SG zurückzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abs 2

des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

II

Die Revision der Beklagten ist begründet. Das Urteil des LSG

ist aufzuheben. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des

SG ist zurückzuweisen.

Der Kläger ist — entgegen der Auffassung des LSG — nicht be—

rechtigt, seine bereits für den Zeitraum von 1970 bis 4975

nachentrichteten freiwilligen Beiträge durch eine nochmalige

Nachentrichtung auf höhere Klassen aufzustocken. Hieraus

folgend ist er auch nicht befugt, für den von der früheren
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Nachentrichtung nicht umfaßten Zeitraum vom November 1960

bis Dezember 1969 höhere Beiträge als nach der für die

Jahre 1970 bis 1975 gewählten Beitragsklasse 800 nachzu—

entrichten. Dies ergibt sich aus der Vorschrift des Art 2

€ 498 Abs 2 AnVNG und den ihr innewohnenden allgemeinen ver—

sicherungsrechtlichen Grundsätzen.

Nach dieser Vorschrift können Personen, die nach 5 10 AVG

zur freiwilligen Versicherung berechtigt sind, auf Antrag

abweichend von den Regelungen des @ 140 AVG freiwillig

Beiträge für Zeiten vom 1. Januar 1956 an bis 51. Dezember

1975, die noch nicht mit Beiträgen zur gesetzlichen Renten—

versicherung belegt sind, in der Weise nachentrichten, daß

ein Beitrag für einen Monat erst dann entrichtet werden

darf, wenn alle späteren Monate bereits belegt sind. Der

Beitrag für einen Monat darf nicht höher sein als der ge—
ringste für einen späteren Monat nachentrichtete Beitrag.

Das BSG hat in ständiger Rechtsprechung — zu anderen Nach—

entrichtungsvorschriften in der gesetzlichen Rentenver—

sicherung — die nachträgliche Aufstockung, Aufspaltung,

Zusammenlegung oder Verschiebung bereits entrichteter Bei-

träge für unzulässig gehalten (BSG SozR Nr 10 zu Art 2

5 52 ArVNG; BSG Urteil vom 22. August 1967 - 44 RA 558/64 -
DAngVers 1968, 67; BSG SozR Nr 58 zu Art 2 5 42 ArVNG; BSG

SozR Nr 8 zu 5 1418 EVO; BSG SozR Nr 5 zu 5 1407 RVG;
BSGE 55, 178 = SozR Nr 4 zu 5 1407 EVO). Mit diesen Ent—
scheidungen hat das BSG einen dem Versicherungsverhältnis

in der gesetzlichen Rentenversicherung eigenen Wesenszug

herausgestellt, wonach dieses Verhältnis grundsätzlich

nachträglich nicht mehr geändert werden kann. Ausdruck

dieses Prinzips ist sowohl die Vorschrift des 5 140 AVG

(= 8 1418 EVO), nach deren Abs 1 Pflichtbeiträge und
freiwillige Beiträge unwirksam sind, wenn sie nicht inner-

halb der vorgesehenen Fristen entrichtet werden, als auch

die Vorschrift des 5 429 Abs 2 Satz 1 AVG (= 5 4407 Abs 2
Satz 1 RVG), wonach für jeden Kalendermonat nur ein Beitrag

entrichtet werden kann. Von diesen grundsätzlichen Regelun—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-'7..

gen ist auch der Gesetzgeber bei der Schaffung der Ausnahmevor—

schrift des Art 2 5 49a AnVNG (= Art 2 5 51a ArVNG) ausgegangen
(vgl das zur Veröffentlichung bestimmte Urteil des erkennenden

Senats vom 30. November 1978 — 12 RK 45/76 —). Um dem zu be-
günstigenden Personenkreis die Nachentrichtung über die in

5 140 Abs 1 AVG vorgeschriebene Frist hinaus für die Vergangen—

heit zu ermöglichen, bedurfte es deshalb der Aufhebung dieser

Sperrwirkung, was für beide Nachentrichtungsalternativen des

Art 2 5 49a Abs 1 und 2 AnVNG auch ausdrücklich geschehen ist.

Dagegen hat der Gesetzgeber das Doppelbelegungsverbot des

5 129 Abs 2 Satz 1 AVG für Art 2 5 49a AnVNG nicht beseitigt.

Dies ergibt sich schon aus gesetzessystematischen Gründen. Da

es sich nämlich bei Art 2 5 49a AnVNG um eine Vorschrift han—

delt, die das Recht zur Nachentrichtung freiwilliger Beiträge

ausnahmsweise anders regelt als nach den allgemeinen Nachent—

richtungsvorschriften des AVG, hätte es dem Charakter einer

Ausnahmevorschrift entsprechend der ausdrücklichen Beseitigung

oder Abänderung der allgemeinen Vorschrift oder der gesetzlichen

Tatbestandsmerkmale bedurft. Das ist aber mit 5 129 Abs 2

Satz 1 AVG — im Gegensatz zu 5 140 AVG — nicht geschehen. Der

in dieser Vorschrift enthaltene Grundsatz ist in Art 2 5 49a

Abs 2 AnVNG sogar noch einmal ausdrücklich hervorgehoben worden,

indem geregelt wurde, daß sich die Nachentrichtung nur auf noch
nicht mit Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung belegte

Zeiten erstrecken kann.

Das LSG durfte das Doppelbelegungs— und Aufstockungsverbot für

Art 2 5 49a AnVNG aber auch nicht deshalb für aufgehoben an—

sehen, weil es sich bei dieser Vorschrift um eine von den all—

gemeinen Nachentrichtungsvorschriften abweichende Sonderrege—

—lung handele, die im Gegensatz zu anderen außerordentlichen

Nachentrichtungsmöglichkeiten die Nachentrichtung nur auf An—

trag und innerhalb einer Ausschlußfrist gestatte. Dies sind

nämlich nur Modalitäten der Nachentrichtung, die mit dem Grund—

satz des nachträglichen Änderungsverbotes nichts zu tun haben.

Zudem sind diese Merkmale auch nicht auf Art 2 5 49a AhVNGbe—
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schränkt. So ist das Antragserfordernis auch bei anderen außer-

ordentlichen Nachentrichtungsmöglichke1ten vorgeschrieben, wie

die Beklagte unter Hinweis auf die Vorschriften des Art 2 55 5a,
27, 44a AnVNG und der 55 8, 10, 10a des Gesetzes zur Regelung

der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der

Sozialversicherung (WGSVG) zu Recht betont. Auch die Ausschluß-
friSt ist keine auf Art 2 5 49a AnVNG beschränkte Besonderheit;

denn die Zweijahresfrist der allgemeinen Vorschrift des 5 140

Abs 1 AVG ist ebenfalls eine Ausschlußfrist (vgl Verbandskomm.

— Stand Januar 1978 — RVO % 1418 / AVG @ 140 RdNr 2 S 14; Zweng/

Scheerer, Das neue Recht der Rentenversicherung der Arbeiter

und Angestellten, RVG @ 1418 Anm II 1 S 2). Wäre die Auf—

fassung des LSG richtig, daß eine fristgebundene Nachentrich—

tung nach Art 2 5 49a Abs 2 AnVNG nur von dem Ende der Aus—

schlußfrist begrenzt wäre, bis zum Ablauf dieser Frist da—

gegen ungeachtet bereits erfolgter Ausübung des Rechts zum

Zwecke erhöhter Beitragszahlung uneingeschränkt wiederholt

werden könnte, dann müßte dies auch für 5 140 Abs 1 AVG

gelten. Dies scheitert aber ebenfalls an der Vorschrift des

5 129 Abs 2 Satz 1 und 2 AVG. Hat nämlich der Versicherte

das ihm hiernach eingeräumte Wahl— und Gestaltungsrecht

ausgeübt und sich durch die wirksame Entrichtung einer

Beitragsmarke für eine bestimmte Beitragshöhe entschlossen,

dann ist die Beitragsentrichtung insoweit endgültig abge—

schlossen. Das Wahlrecht ist verbraucht, und es können

keine Änderungen durch Zahlung von Aufstockungsbeiträgen

mehr vorgenommen werden (BSGE 55, 178, 180 = BSG SozR

Nr 4 zu 5 1407 RVO). Daß es sich bei 5 140 Abs 1 AVG nur
jeweils um kurze Zeiträume handelt, deren etwaige niedrige

Beitragsbelegung durch entsprechend höhere Beitragsleistun—

gen in der Folgezeit ausgeglichen werden kann, während es
bei der Nachentrichtung nach Art 2 % 49a Abs 2 AnVNG immer—

hin um einen Zeitraum von 18 Jahren geht, dessen Unterbele—

gung sich erheblich auf die spätere Rentenhöhe auswirken

wird, ist nicht von entscheidender Bedeutung. Bei den außer—

ordentlichen Nachentrichtungsmöglichkeiten des Art 2 5 50 AnVNG
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(= Art 2 % 52 ArVNG) und des Art X BEG—Schlußgesetz, für die

das BSG eine Aufstockung ebenfalls verneint hat, geht es sogar

um Zeiten bis zum 40 Januar 4924 bzw zum 4. Januar 4955 zurück,

also um erheblich längere Zeiträume mit entsprechend größeren

wirtschaftlichen Auswirkungen„ Trotzdem ist auch in diesen

Fällen darauf abgestellt worden, daß von einem Versicherten,

der vom Recht der Nachentrichtung Gebrauch machen will, erwar—

tet werden kann, sich vor der Beitragszahlung über die für ihn

beste Art und Weise der Versicherung Gewißheit zu verschaffen

und daß es ihm deshalb verwehrt ist, die wirksam entrichteten

Beiträge nachträglich zu ändern (BSG SozR Nr 5 zu @ 4407 EVO

Bl Aa 4 Rückseite).

Das Aufstockungsverbot in.Art 2 5 49a AnVNG ist auch ver—

fassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Es verstößt nicht gegen

den Gleichheitssatz des Art 5 Abs 4 des Grundgesetzes (GG),

wie das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in seinem Beschluß

vom 27. September 4978 — 4 BVL 54/76 — (Soners 4978, 526 =
DB 4978, 2446)bereits ausdrücklich entschieden hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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